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Mittlerweile konnten alle bisherigen Krisenstaaten aus den mit den Gläubigern der Euro-
zone vereinbarten Hilfsprogrammen aussteigen, nur Griechenland nicht. Es kann sich noch
immer nicht auf den Märkten finanzieren, bedarf der Unterstützung der Europartner und
liegt mit diesen wie gehabt im Dauerclinch, wenn es um die Überprüfung der vereinbarten
Strukturreformen und Konsolidierungsmaßnahmen geht. Deren Inhalte hat sich die Regie-
rung von Alexis Tsipras nie zu eigen gemacht, sondern hat sie unmittelbar nach Abschluss
erneut infrage gestellt.1 Erst als Griechenland wieder in akuter Finanznot war, weil es im
Juli 2017 rund 7,5 Mrd. Euro an Krediten zurückzahlen musste, kündigte sich eine Eini-
gung mit den Europartnern an. Am 2. Mai 2017 einigten sich die Vertreter der Gläubiger-
Institutionen  (Europäische  Kommission,  Europäischer  Stabilitätsmechanismus,  Europä-
ische Zentralbank und Internationaler Währungsfonds, IWF) mit der Athener Regierung
vorläufig auf ein Reformpaket, das Rentenkürzungen von bis zu 18 Prozent von 2019 an
und eine Senkung des jährlichen Steuerfreibetrags von derzeit 8.636 Euro auf 5.700 Euro
enthält.2

Am 18. Mai 2017 hatte das Athener Parlament zu entscheiden: 153 Abgeordnete der
Regierungskoalition stimmten für das Sparpaket, 128 Oppositionsabgeordnete dagegen.3

4,5 Mrd. Euro soll das Paket erbringen. Der neugewählte Präsident Frankreichs, Emma-
nuel Macron, hatte im Vorfeld der Entscheidung der Eurogruppe so wie auch der IWF und
der  deutsche  Außenminister  Sigmar  Gabriel  für  Schuldenerleichterungen  plädiert,  wo-
gegen sich der deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble aussprach. Der IWF wiederum
sollte allerdings beteiligt sein.4 Als am 22. Mai 2017 die Euro-Finanzminister zusammen-
kamen, konnten die Differenzen nicht ausgeräumt werden. Der IWF beharrte weiterhin auf
Schuldenerleichterungen, weil die Schuldenlast langfristig nicht tragfähig sei. Dem wider-
sprachen Vertreter der Eurogruppe mit dem Argument, die Wachstumsprognose des IWF
sei zu negativ. Ein möglicher Kompromiss, nach dem Mittel des IWF erst nach Auslaufen
des dritten Programms, also nach 2018 ausgezahlt worden wären, wurde von Griechenland
abgelehnt,  sodass  die  Auszahlung der  Griechenlandhilfe  erneut  in  die  „Warteschleife“
musste.5 Der Beschluss über die Freigabe der Kredittranche musste auf den 15. Juni 2017
vertagt werden. An diesem Tag erreichte man dann freilich kaum mehr als einen Formel-
kompromiss: 8,5 Mrd. Euro werden an Griechenland ausgezahlt und der IWF wird sich

1 Vgl. Ekathimerini.com: In high risk move, Tsipras suggests EU summit as bailout talks drag, 6.4.2017.
2 „Die  eine Hälfte  der  Griechen  muss  keine  Einkommenssteuer  zahlen,  während  die  angeblich Besser -

verdienenden  gnadenlos  geschröpft  werden.  Mit  einem Jahreseinkommen  von  40.000  Euro zahlt  ein
Verheirateter 10.500 Euro Einkommenssteuer, doppelt so viel wie in Deutschland und muss von jedem zu-
sätzlichen  Euro 52,5  Prozent  abführen.“,  siehe  Tobias  Piller:  Athen  führt  die  Gläubiger  an  der  Nase
herum, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12.4.2017, S. 15.

3 Vgl. Ekathimerini.com: Austerity bill approved with support of all 153 coalition MPs, 18.5.2017.
4 Nach  Schäuble  kommen  Schuldenerleichterungen  frühestens  2018.  Vgl.  Ekathimerini.com:  Eurozone

mulls Greece's demand for debt relief, 22.5.2017.
5 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung: Noch eine Griechenland-Warteschleife, 24.5.2017, S. 18.
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weiterhin in Griechenland engagieren. Doch die Auszahlung eigener Kredite knüpfte der
IWF an die Bereitschaft der Union und der Regierungen ihrer Mitgliedstaaten, Griechen-
lands Schuldenlast zu mindern.6

Dass nicht  die Vereinbarung, sondern die Umsetzung von Reformen das eigentliche
Problem darstellt,  machte Tsipras unfreiwillig deutlich.  Mit dem Argument, man werde
Reformen nur umsetzen, wenn die Gläubiger Schuldenerleichterungen zugestehen, wollte
Tsipras  die  Regierungsfraktionen  zur  Zustimmung  am  18.  Mai  2017  bewegen.7 Die
Gläubiger argumentieren genau entgegengesetzt: Die ab 2018 in Aussicht gestellten Schul-
denerleichterungen soll  es nur bei der Umsetzung der Reformvereinbarung geben. Wie
auch der IWF bestätigt, ist die Umsetzung von Reformen defizitär: Wachstum erzeugende
Strukturreformen blieben  aus,  die  öffentlichen  Finanzen seien  nicht  stabil,  die  Steuer-
vermeidung sei nicht gebändigt und der Finanzsektor weiterhin anfällig.8

Austerität: Pro und Contra

Der Auffassung, dass Griechenland unter der Austeritätspolitik leide und deshalb dringend
Schuldenerleichterungen  vonnöten  seien,  ist  widersprochen  worden.  Der  spanische
Ökonom Pablo Triana von der Esade Business School in Barcelona hat errechnet, dass
Griechenland letztlich mit seinen Schulden sogar Geld verdient, wenn man nur die Kredit-
hilfen der Europartner einbezieht und die des IWF außen vorlässt. Triana schlussfolgert:
„Niemals in der Geschichte souveräner Staaten wurde ein Schuldner besser behandelt als
Griechenland“. Zu diesem Ergebnis kommt der Ökonom aufgrund folgender Kalkulation:
Für die verschiedenen Kredite aus den ersten drei Rettungspaketen zahlt Griechenland im
Durchschnitt 0,5 Prozent an Zinsen. Rechnet man die Käufe griechischer Staatsanleihen
durch  die  Europäische  Zentralbank und die  nationalen  Notenbanken  hinzu,  bei  denen
Griechenland Zinszahlungen erstattet und Kursgewinne zurücküberwiesen wurden, redu-
zieren sich die  Durchschnittszinsen auf 0,23  Prozent.  Berücksichtigt  man zudem, dass
Griechenland  selbst  diese  Zinsen  nicht  gezahlt,  sondern  dafür  Geld  aus  immer  neuen
Rettungsprogrammen  verwendet  hat,  kommt  Triana  zu  einem  Negativzins  von  0,28
Prozent. Der ehemalige Präsident des Ifo-Instituts Hans-Werner Sinn pflichtet Triana bei:
„Zu  behaupten,  Griechenland  leide  unter  einer  Austeritätspolitik,  ist  eine  dreiste  Ver-
drehung der Tatsachen.“9 Dass Griechenland angesichts der langen Laufzeiten der Kredite
diese  jemals  zurückzahlen  wird,  wird  bezweifelt.  Ähnlich  Daniel  Gros:  Griechenlands
Schuldendienst belaufe sich auf 3,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP), was deutlich
niedriger als vor der Krise und der Aufsicht durch die Troika sei. Italien dagegen müsse
für den Schuldendienst 3,9 Prozent und Portugal 4,2 Prozent des BIP aufbringen, die USA
sogar 3,8 Prozent. Niemand argumentiere, dass diese Länder eine Schuldenerleichterung

6 Bundesfinanzminister  Schäuble verlangte,  dass  auch  der  Haushaltsausschuss  im Bundestag zustimmt.
Sollten die Finanzpolitiker der Meinung sein, dass der Deal mit dem IWF eine „wesentliche Änderung“
des Rettungsprogramms darstelle, müsste das Plenum befinden. Vgl. Andre Tauber: 8,5 Milliarden für
Athen – aber wichtigste Frage bleibt ungeklärt, in: Welt.de, 16.6.2017.

7 Vgl. Ekathimerini.com: PM tries to sweeten measures pill with hints at debt relief, 17.5.2017.
8 Vgl. International Monetary Fund: Greece : 2017 Article IV Consultation-Press Release; Staff Report; and

Statement by the Executive Director for Greece, 7.2.2017, abrufbar unter: https://www.imf.org/en/Publica
tions/CR/Issues/2017/02/07/Greece-2017-Article-IV-Consultation-Press-Release-Staff-Report-and-Statem
ent-by-the-44630 (letzter Zugriff: 20.5.2017).

9 Vgl. Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung: Griechenlands Schulden Trick, 7.5.2017, S. 31; Frankfurter
Allgemeine Zeitung: Griechenland verdient Geld mit Schulden, 8.5.2017, S. 17.
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bräuchten, um zu wachsen.10 Wie immer man die Kalkulationen im Einzelnen bewertet, so
wird eines überdeutlich: So günstige Kreditbedingungen wie derzeit wird Griechenland
auf den privaten Kapitalmärkten nicht finden. Griechenland wird bei kürzeren Laufzeiten
höhere Zinsen zahlen müssen. Doch darum geht es Tsipras wohl gar nicht. Er möchte die
Aufsicht durch die Institutionen, die frühere Troika, beenden und einen politischen Erfolg
verbuchen. Dabei dürfte allerdings der Schuldenstand steigen.

Im Mai 2017 kündigte die Europäische Kommission an, dass sie beabsichtige, das seit
2009 gegen Griechenland laufende Verfahren wegen eines übermäßigen Haushaltsdefizits
einzustellen. Grund war, dass das Land den Defizit-Referenzwert von 3 Prozent des BIP
2016 deutlich unterschritten und sogar ein Haushaltsplus von 0,7 Prozent erzielt  hatte.
Eine nachhaltige Entwicklung wollte die Kommission damit freilich nicht prognostizieren,
weil die 2016 erzielten Werte zum großen Teil auf Einmaleffekte zurückzuführen seien.

Flüchtlinge weiterhin ein drängendes Problem11

Als Flüchtlinge nach der Sperrung der Balkan-Route am 8. März 2016 nicht mehr unge-
hindert über Griechenland ins nördliche Europa weiterreisen konnten, verschärfte sich die
Situation in Griechenland. Im April 2017 wurden 34.921 Flüchtlinge auf dem Festland und
12.978 auf den Inseln gezählt.12 Die Unterbringung war alles andere als zufriedenstellend.
Die Kooperation mit den übrigen EU-Staaten war wenig positiv. Während man sich auf
griechischer Seite über ausbleibende Unterstützung beklagte, merkten die EU-Partner an,
es sei Griechenland, das Hilfsangebote ablehne. Die Europäische Kommission verwies im
August 2016 darauf, dass 632 Beamte der EU-Grenzschutzbehörde Frontex die griechi-
schen Behörden unterstützen.13 Im Oktober 2016 wurden folgende Zahlen genannt: 400
Übersetzer seien von Griechenland angefordert worden, von denen 131 bewilligt wurden,
aber nur 70 im Einsatz waren. Bei den 472 angeforderten Asylbeamten wurden sogar 494
zugesagt, wovon aber wiederum nur 61 tatsächlich Dienst taten.14 Seit Anfang 2015 bis
März  2017 hat  die  Europäische  Kommission  Griechenland  356,8  Mio.  Euro  aus  dem
„Internal  Security Fund“ zur Verfügung gestellt,  um die Außengrenzen besser zu über-
wachen. Von 2014 bis 2020 stehen Griechenland 509,5 Mio. Euro zur Verfügung, um den
Ansturm der Flüchtlinge zu bewältigen. Ausbezahlt wurden bislang 365,3 Mio. Euro.15

10 Ekathimerini.com: Debt relief is not the solution for Greece, 22.5.2017.
11 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch.
12 Vgl.  UNHCR:  Europe Refugee  Emergency,  4.4.2017,  abrufbar  unter:  http://reliefweb.int/sites/reliefwe

b.int/files/resources/55340.pdf (letzter Zugriff: 12.5.2017).
13 Vgl.  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung:  EU-Kommission:  Genug  Flüchtlingsbeamte  in  Griechenland,

3.8.2016, S. 2.
14 Vgl. Nikolaos Gavalakis/Nicole Katsioulis: Gestandet in Griechenland. Wie die Implementierung der EU-

Flüchtlingspolitik  scheitert,  November  2016,  abrufbar  unter:  http://library.fes.de/pdf-files/id/12894.pdf
(letzter Zugriff: 18.5.2017).

15 Vgl. European Commission: Managing the Refugee Crisis. EU Financial Support to Greece, 15.3.2017,
abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-
agenda-migration/background-information/20170321_factsheet_managing_refugee_crisis_eu_financial_
support_greece_-_update_en.pdf (letzter Zugriff: 18.5.2017).

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 513

https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-information/20170321_factsheet_managing_refugee_crisis_eu_financial
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-information/20170321_factsheet_managing_refugee_crisis_eu_financial
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-information/20170321_factsheet_managing_refugee_crisis_eu_financial_support_greece_-_update_en.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-information/20170321_factsheet_managing_refugee_crisis_eu_financial_support_greece_-_update_en.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/id/12894.pdf,(letzter
http://library.fes.de/pdf-files/id/12894.pdf,(letzter
http://library.fes.de/pdf-files/
http://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/55340.pdf
http://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/
http://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/
http://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/
http://reliefweb.int/sites/reliefwe


Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Nachdem am 20. März 2016 die Erklärung zur Rücknahme von Flüchtlingen zwischen
der Europäischen Union und der Türkei in Kraft trat, hat sich die Zahl der in Griechenland
ankommenden Flüchtlinge merklich verringert. Waren es im Januar 2016 noch 67.445, im
Februar 57.066 und im März 26.971 Flüchtlinge, so sank deren Zahl auf 3.650 im April
desselben Jahres.  Von April  bis Ende Dezember 2016 wurden in Griechenland 21.998
Flüchtlinge gezählt, von Januar bis Mai 2017 waren es 5.610.16 Nach dem Inkrafttreten der
Erklärung  EU-Türkei  kommen  in  Griechenland  zwei  unterschiedliche  Asylregime  zur
Anwendung. Allen Flüchtlingen, die vor dem 20. März 2016 Griechenland erreicht haben,
werden  die  üblichen  internationalen  Schutzstandards gewährt  und sie  werden  von den
Inseln auf  das  Festland verbracht.  Alle  übrigen müssen auf den Inseln verbleiben und
unterliegen dort gesonderten „Fast-Track-Verfahren“. In Anhörungen durch das European
Asylum Support Office (EASO) und die griechischen Asylbeamten wird entschieden, ob
die Asylanträge gerechtfertigt sind oder nicht. Es obliegt ausschließlich den griechischen
Beamten zu befinden, ob die Türkei als ein sicherer Drittstaat angesehen werden kann,
sodass Rückführungen möglich sind.17 Den knapp 13.000 Flüchtlingen standen im April
2017  in  den  Empfangs-  und Identifikationszentren  (früher  „Hotspots“)  auf  den  Inseln
Aufnahmekapazitäten für nur 8.613 Personen gegenüber. Auf den Inseln wird der Zugang
zum Arbeitsmarkt und zu Sozialleistungen verwehrt. Diese Diskrepanzen, diskriminieren-
de Behandlung und die Angst, in die Türkei zurückgeführt zu werden, waren in jüngerer
Vergangenheit  wiederholt  die  Ursache für  gewalttätige  Ausschreitungen.  Nach Aussage
von EU-Experten  sind  auf  den  Inseln  dringend Verbesserungen vonnöten  und müssen
mehr  Beamte  zur  Identifikation  und  Registrierung  eingesetzt  werden.18 Die  nach  den
Dublin-Verordnungen vorgeschriebenen Rückführungen von Flüchtlingen in das Land der
ersten Einreise sind im Falle Griechenlands seit einem Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte von 2011 wegen der unzureichenden Unterbringung und Versor-
gung von Flüchtlingen ausgesetzt, was die Neigung in Griechenland, die Bedingungen für
Flüchtlinge zu verbessern, nicht steigert.

Im Rahmen der  EU-Türkei-Erklärung sind bis zum 10. April  2017 insgesamt 1.346
Flüchtlinge von den griechischen Inseln wieder in  die  Türkei  verbracht  worden.19 Die
meisten von ihnen hatten – oft in der Hoffnung, bei künftigen Versuchen erfolgreicher zu
sein – entweder keinen Asylantrag gestellt oder gingen freiwillig. Nur wenige Personen
wurden zurückgeführt, nachdem ihr Antrag in erster Instanz abgelehnt wurde. Dass die
Zahl der Zurückgeführten relativ gering blieb, hat mehrere Gründe. Zum einen sind es
administrative Schwächen auf griechischer Seite.  Die griechische Asylbehörde existiert
erst seit 2013. Zum anderen sind zu wenige der Unterstützungskräfte aus den übrigen EU-
Staaten im Einsatz. Im September 2015 hatten die EU-Staaten zugesagt, Italien und Grie-
chenland  als  von  den  Flüchtlingsankünften  besonders  betroffene  Staaten  zu  entlasten.
Innerhalb von zwei Jahren sollten 66.000 Flüchtlinge von Griechenland in andere EU-
Staaten umgesiedelt werden. Wegen des Widerstands etlicher Mitgliedstaaten konnten bis

16 UNHCR: Data Snapshot, 8.5.2017, abrufbar unter: https://data2.unhcr.org/en/documents/download/56356
(letzter Zugriff: 12.5.2017).

17 Vgl. Dimitris Skleparis: The Greek response to the migration challenge: 2015-2017, in: Konrad Adenauer
Stiftung (Hrsg.):  KAS Katoptron 5/2017, abrufbar unter:  http://www.kas.de/wf/doc/kas_48205-1522-1-
30.pdf?170327142603 (letzter Zugriff: 12.5.2017).

18 Vgl. Ekathimerini.com: EU auditors say migrant centers in Greece, Italy overwhelmed, 25.4.2017.
19 Vgl.  European Commission:  Relocation  and Resettlement  –  State  of  Play,  12.4.2017,  abrufbar  unter:

https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/
20170412_update_of_the_factsheet_on_relocation_and_resettlement_en.pdf (letzter Zugriff: 18.5.2017).
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zum 10. April 2017 bloß 11.339 Flüchtlinge umgesiedelt werden. Österreich, Dänemark,
Ungarn,  Polen  und  Schweden  nahmen dabei  keine  Flüchtlinge  auf.  2.830  Flüchtlinge
kamen nach Frankreich, 2.030 nach Deutschland und 1.115 in die Niederlande.20 

Spannungen mit der Türkei21

Der Putsch vom 15. Juli 2016 und die nachfolgenden repressiven Maßnahmen der Regie-
rung in der Türkei haben auch die Beziehungen der beiden Ägäisanrainer belastet. Auch in
Griechenland  stellten  türkische  Bürger  einen  Asylantrag.  In  der  Frage,  ob  türkischen
Soldaten Asyl gewährt werden dürfe, waren sogar höchste Gerichte involviert. Die Reak-
tion aus Ankara war entsprechend scharf. Man warf Athen vor, Straftätern und Putschisten
Obdach zu gewähren, was „unvermeidlich“ Einfluss auf die bilateralen Beziehungen haben
werde.22 Nachdem der Oberste Gerichtshof in Athen am 26. Januar 2017 entschieden hatte,
acht im Juli 2016 nach Griechenland geflohene Soldaten nicht an die Türkei auszuliefern,
weil sie in ihrem Heimatland nicht mit einem fairen Verfahren rechnen könnten, drohte der
türkische Außenminister Mevlüt Çavuşoğlu umgehend damit, das 2002 in Kraft getretene
türkisch-griechische Abkommen zur Rücknahme von Flüchtlingen zu kündigen.23 So wie
schon wiederholt in der Vergangenheit geschehen, sah sich Athen auch dadurch heraus-
gefordert, dass die Türkei die Souveränität über griechische Seegebiete infrage stellte. Im
März 2017 war es das Seegebiet um die Insel Kastelorizo im östlichen Mittelmeer, in dem
die Türkei mit dem Schiff „Piri Reis“ Explorationen durchführte und in dem die Türkei
Manöver unter  Verwendung von scharfer  Munition ankündigte.  In  Athen war man der
Auffassung, die Türkei wolle sich damit revanchieren, dass die Republik Zypern Explora-
tionen im Seegebiet um die gesamte Insel herum vornimmt, um Vorräte an Naturgas aufzu-
spüren, ohne die türkischen Zyprer dabei einzubeziehen.24 

Griechenland in einer EU der 27

Für Griechenland dürfte das Ausscheiden Großbritanniens aus der Europäischen Union
nachhaltige Folgen haben.25 Mit Großbritannien verlässt der drittgrößte Nettozahler die
Union.  In  Griechenland fürchtet  man daher,  dass  es  im EU-Haushalt  zu  signifikanten
Kürzungen und Umschichtungen  kommen wird,  wovon Griechenland  als  traditioneller
Nettoempfänger betroffen wäre. Auch geht man davon aus, dass der Tourismus, der sich in

20 Vgl. Ebenda.
21 Siehe auch den Beitrag „Türkei“ in diesem Buch.
22 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung: Asyl für Putschisten?, 10.5.2017, S. 2.
23 Der Außenminister drohte mit der Suspendierung des bilateralen Abkommens, nicht aber der zwischen der

EU und der Türkei getroffenen Vereinbarung von 2016. Das bilaterale Abkommen kam zustande, nach -
dem, der Europäische Rat von Helsinki 1999 die Türkei zum EU-Beitrittskandidaten erklärt und Zypern
de facto eine Beitrittszusage auch ohne Lösung des Volksgruppenkonflikts gegeben hatte. Im Zuge dieser
Entwicklungen kam es zu einer griechisch-türkischen Entspannungsdiplomatie, die auch Fragen der Mi-
gration  und  der  Bekämpfung  des  Flüchtlings-Schlepperwesens  beinhaltete.  Vgl.  Heinz-Jürgen  Axt:
Verbesserte Beziehungen zwischen Athen und Ankara nach Helsinki? Griechenlands aktuelle Außen- und
Sicherheitspolitik,  in:  Stiftung Wissenschaft  und  Politik  (Hrsg.):  SWP-AP 3117,  Februar 2000,  S 14;
Frankfurter Allgemeine Zeitung: Türkei droht Abkommen mit Athen zu kündigen, 28.1.2017, S. 1; Ekat-
himerini.com:  Hard  to  comprehend  Greek  court  decision  regarding  5  Turkish  officers,  says  Turkey,
9.12.2016.

24 Vgl. Vassilius Nedos: Athens sees Turk effort to dispute Greek sovereignty in sea area around Kastelorizo,
in: Ekathimerini.com, 16.3.2017.

25 Jens Bastian: Welche Folgen ergeben sich für Griechenland durch den Brexit in Großbritannien und den
gescheiterten Militärputsch in der Türkei?, in: Südosteuropa-Mitteilungen 4/2016, S. 62-73.
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Griechenland derzeit positiv entwickelt, mit Einbrüchen durch das Ausbleiben britischer
Urlauber rechnen muss. Ebenso befürchtet man einen Rückgang britischer Direktinvesti-
tionen in Griechenland. Großbritannien ist immerhin nach Deutschland und Frankreich der
drittwichtigste Investor in Griechenland. Schließlich ist die Sorge verbreitet, nach dem
Brexit  könne auch der  Grexit,  also das  Ausscheiden Griechenlands aus der  Eurozone,
wieder auf die Tagesordnung gesetzt werden.
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